

N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 21./22. Februar 1991 

Rathaus, Ratssaal 





Öffentliche Sitzung  

Beginn: 15.19      Uhr                             Ende 22.02.1991: 15.45 Uhr

 Sitzungsunterbrechung:

21.02.1991: 16.04 Uhr bis 16.17 Uhr






       18.08 Uhr bis 18.34 Uhr






       21.06 Uhr bis 22.02.1991: 14.07 Uhr

 Vorsitz: Stadtpräsidentin   R e y e r

 1. Schriftführer/in:

Ratsfrau   S c h a l o w



Ratsherr   K ü h l m o r g e n

 2. Schriftführer/in:

Ratsfrau   L a n g e

Ratsherr   W u l f f

Ratsmitglieder :             

Frau Aschmoneit-Lücke, Biallowons, Breitkopf, 

Diekelmann, Diesel, Diester, Dittrich, Finger, Gebhardt, Gerdau, Dr. Graner, Dr. Haass, 



Frau Hanowski-Zabel, Frau Jöhnk, Kaiser,

Frau Krabbenhöft, Krumrey, Frau Kühl, Kühlmorgen, Frau Lange, Frau Lebert, Frau Lentz, 



Frau Lindner, Löwner, Moriz, Nieländer, 



Frau Nitschke-Frank, Frau Pfitzner, Plath, 

Frau Potjans, Raupach, Dr. Reimers, Frau Reyer, Rogacki, Frau Schalow, Schmidt-Brodersen, 

Frau Schuckenböhmer, Schultz, Frau Siebke, Silz, Sonderfeld, Stein Tewes, Tovar, Voigt, 



Frau Volquartz, Witt, Wulff, Wunder 

 Es haben sich entschuldigt:  
Frau Pfitzner, Stein

 Anwesende hauptamtliche 

 Magistratsmitglieder:

Stadtbaurat Dr. Flagge,

Bürgermeister Dr. Möllenhoff, Stadtrat Dr. Kirschnick, 

Oberbürgermeister Luckhardt, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter, Stadtschulrat Zimmer

Außerdem sind anwesend:      

Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und 

weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel  

 Die Niederschrift 

 wurde gefertigt von:

Herrn Müller 

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und teilt mit, daß sich 2 Ratsmitglieder entschuldigt und 1. Stellv. Stadtpräsident


Dr. Reimers und Ratsherr Wulff mitgeteilt haben, daß sie später kommen wer-


den, so daß zu Beginn 45 und später 47 Ratsmitglieder anwesend sein müßten.


Sie stellt die Beschlußfähigkeit fest.

Stadtpräsidentin Reyer (SPD) begrüßt sodann Herrn Dr. Heinrich Möllenhoff, der zum ersten Mal in seiner Eigenschaft als Bürgermeister an der Ratsver​sammlung teilnimmt und wünscht ihm Erfolg bei seiner Arbeit.


Sie begrüßt außerdem eine Schulklasse der Freiherr-vom-Stein-Realschule so-


wie zahlreiche weitere Besucherinnen und Besucher.


Im Verlauf der Sitzung werden auf der Tribüne Transparente zum Thema "Män-


nergewalt" ausgerollt.


Es erfolgen Zwischenrufe.

Stadtpräsidentin Reyer (SPD) unterbricht die Sitzung von 16.04 Uhr bis 16.17 Uhr, damit die Demonstrantinnen die Transparente entfernen können.

Zu Beginn des zweiten Sitzungstages gratuliert Stadtpräsidentin Reyer (SPD) Herrn Ratsherr Dittrich zum Geburtstag am 22. Februar 1991 und überreicht ihm im Namen der Ratsversammlung einen Blumenstrauß.

a) Bürgeranfrage zu Veränderungen im Kieler Gesundheitswesen im Zusammen-



hang mit dem Krieg am Golf

1. Welche Maßnahmen für die Vorbereitung der Kieler Kliniken auf die Versorgung Kriegsverletzter der Golfregion sind durchgeführt worden, in Durchführung oder für die Zukunft geplant oder beschlossen?

2. Welche Maßnahmen für die arbeitsrechtliche oder sonstige Verpflich​tung von medizinischem Hilfs- oder Fachpersonal im Hinblick auf die Versorgung Kriegsverletzter der Golfregion sind durchgeführt worden, in Durchführung oder für die Zukunft geplant oder beschlossen?

3. Ist es Ihnen als Rat der Stadt Kiel möglich, sich der Initiative "Ge​meinden für den Frieden" (Frankfurter Rundschau v. 08.01.1991) anzu​schließen, die - auszugsweise - 'einen sofortigen Waffenstillstand am Golf und ein generelles Verbot bundesdeutscher Waffenexporte' for​dert? Wenn nicht, so bitte ich um eine ausführliche Begründung!



Mit einer Zusammenstellug nachgereicht.



Stadtrat   S c h r o e d t e r   (SPD) antwortet im Namen des Magi-



strats. Eine Zusatzfrage wird ebenfalls beantwortet.



Antwort: Anlage 1

2. Genehmigung der Tagesordnung


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung und


das Beratungsmaterial rechtzeitig zugestellt worden sind.

Unter Bezug auf die Beschlüsse im Ältestenrat vom 5. Dezember 1990 weist sie noch einmal darauf hin, daß die Redezeit grundsätzlich auf 5 Minuten, bei Mitteilungen auf 3 Minuten begrenzt ist. Die Hauptrednerinnen oder

Hauptredner zu einem Tagesordnungspunkt können bis zu 10 Minuten reden.

Es wird zustimmend Kenntnis genommen.

Mit einer ersten Zusammenstellung, die diesem Tagesordnungspunkt nachgehef​tet ist, ist weiteres Beratungsmaterial nachgeschickt worden.

Mit einer zweiten Zusammenstellung ist zusätzliches Beratungsmaterial auf den Tisch gelegt worden. Die zweite Zusammenstellung ist ebenfalls diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet.

Aus der gestrigen Magistratssitzung haben sich folgende Änderungen ergeben: Punkt 35. - Einrichtung eines Sozialzentrums Kiel-Nord      - Drs. 128 -



- zurückgestellt bis zu den Haushaltsberatungen -

Punkt 37. - Bestimmungen über die Verleihung des            - Drs. 133 ​



Umweltpreises



- vom Dezernenten zurückgezogen -

Neufassung der Richtlinien für den Einsatz kommunaler Mittel der Landes​hauptstadt Kiel zur Förderung der Wohnungsversorgung


- außerhalb der Zusammenstellung nachgereicht -


- vertagt -

Bürgermeister  Dr.   M ö l l e n h o f f   (CDU) zieht die in Nichtöffent​licher Sitzung eingeordneten Punkte

4. - Grundstücksangelegenheit                               - Drs. 101 - u. 5. - Grundstücksangelegenheit                               - Drs. 102 ​zurück.

Die vorgenannten Vorlagen stehen damit heute nicht zur Beratung an. Öffentliche Behandlung

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß im Ältestenrat Einver​nehmen bestand, die Vorlage zu Punkt 11. - Bericht des Sonderausschusses Opernkreuzfahrt - Drs. 137 - und den dazugehörigen Änderungsantrag der SPD - Drs. 138 -, die noch im nichtöffentlichen Teil eingeordnet sind, im öf​fentlichen Teil zu behandeln.

Sie schlägt vor, diese Punkte gemeinsam bei Punkt 6. f) - Prüfung eines Disziplinarverfahrens im Zusammenhang mit der Opernkreuzfahrt - Drs. 125 ​zu behandeln.

Die Ratsversammlung nimmt dies zustimmend zur Kenntnis.

Es besteht Einvernehmen, daß die Beratung zu diesem Komplex gegebenenfalls so lange hinausgeschoben wird, bis der Vorsitzende des Sonderausschusses, Ratsherr Wulff, eintreffen wird.

Bürgermeister  Dr.   M ö l l e n h o f f   (CDU) verweist auf eine Stel​lungnahme des Rechtsamtes zur Behandlung des Berichts des Sonderausschusses und zitiert aus dem Schreiben vom 21. Februar 1991. Das Schreiben ist allen Fraktionen zugegangen.

Bürgermeister Dr. Möllenhoff (CDU) teilt mit, daß er grundsätzlich keine Bedenken gegen eine öffentliche Behandlung hat, zumal auch die beiden letz​ten Sitzungen des Sonderausschusses öffentlich waren und der Sachverhalt

bereits vorab in mehreren Presseveröffentlichungen dargestellt worden ist.

Bürgermeister Dr. Möllenhoff (CDU) fordert die Ratsversammlung auf, bei der Beratung des Berichts in öffentlicher Sitzung den berechtigten Interessen einzelner Beteiligter, Firmen und Mitarbeiter Rechnung zu tragen und insbe​sondere die unterschiedlichen Auffassungen des Rechnungsprüfungsamtes und des Rechtsamtes zur Höhe möglicher Forderungen der Stadt gegen das Reisebü​ro Heikendorf nichtöffentlich zu erörtern.


Die Ratsversammlung nimmt Kenntnis.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt darüber abstimmen, ob der

Punkt 11. und insbesondere der Bericht des Sonderausschusses wie vorge-


schlagen im öffentlichen Teil der Sitzung beraten werden soll.

Die Ratsversammlung beschließt einstimmig, den Punkt 11. öffentlich zu be-


raten.

Stadtpräsidentin Reyer (SPD) schlägt weiter vor, den Punkt 36. - Auswirkun​gen des Golfkrieges auf die Kieler Woche - Drs. 132 - vorzuziehen und ihn gemeinsam mit Punkt 6. g) - Kieler Woche 1991 - Drs. 126 - zu behandeln.


Die Ratsversammlung nimmt zustimmend Kenntnis.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) beantragt, den Punkt 6. i) - Fragebogen zur sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz - Drs. 1 - vorzuziehen und zu Be​ginn des Punktes 6. - Anträge der Fraktionen - zu behandeln.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - einstimmig -


Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) beantragt, den Punkt


39. vor Punkt 38. zu behandeln.


Die Ratsversammlung stimmt einstimmig zu.

Ratsherr   R o g a c k i   (CDU) verweist auf eine überregional veröffent​lichte Anzeige einer Spirituosenfirma und fragt, ob die Stadt den Preis "Jägermeister der Woche" schon erhalten hat.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) verneint dies und erklärt unter allge​meiner Heiterkeit, daß sie dann alle Anwesenden zu einem kleinen Umtrunk eingeladen hätte.

Stadtpräsidentin Reyer (SPD) teilt mit, daß es sich bei allen nachgereich​ten Anträgen und Vorlagen um dringende Angelegenheiten handelt.

Die Ratsversammlung stimmt der Dringlichkeit in allen Fällen einstimmig mit mehr als 2/3 der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Ratsversammlung zu.


Weitere Anträge zur Tagesordnung liegen nicht vor.


Stadtpräsidentin Reyer (SPD) stellt die Genehmigung der Tagesordnung in der


geänderten Form fest.

3. Genehmigung der Kurzniederschriften über die Sitzung der Ratsversammlung Die Kurzniederschriften über die Sitzungen der Ratsversammlung vom


                   17. Januar 1991 und


                   24. Januar 1991


haben ausgelegen.


Einwendungen werden nicht erhoben.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Genehmigung der Kurznieder-


schriften fest.

4. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


a) Unterschriftensammlung

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß Vertreter der El​ternschaft und der Schüler der Friedrich-Junge-Grund- und Realschule ei​ne Unterschriftensammlung mit 6.136 Unterschriften zum Erhalt der Frie​drich-Junge-Realschule übergeben haben.

Sie bittet die Ratsversammlung, diese Stellungnahme bei ihren Beratungen zu berücksichtigen.


b) Aktuelle Stunde

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß im Ältestenrat ver​einbart worden ist, daß ab März 1991 eine "Aktuelle Stunde" in der Rats​versammlung eingeführt wird.

Kleine Anfragen werden künftig weiterhin in die Tagesordnung aufgenom​men, aber nur schriftlich beantwortet.

5. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters


a) Energiepolitik der Stadtwerke Kiel AG

Die Stadtwerke Kiel AG hat sich - der Bitte der Stadt laut Beschluß der Ratsversammlung vom 30./31.08.1990 entsprechend - zu verschiedenen Aspekten ihrer Energiepolitik geäußert. Ihre Stellungnahme vom 27.11.1990 ist als Anlage mit der Bitte um Kenntnisnahme beigefügt.



Kenntnis genommen.


b) Mittelalterliche Stadtmauerreste, Denkmalschutz

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Kulturamtes ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.



Kenntnis genommen.


c) Unterhaltung von Gebäuden und Straßen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Bauverwaltungsamtes ist in der dieser Niederschrift vor​gehefteten Kurzniederschrift enthalten.



Kenntnis genommen.


d) Neufassung der Entwässerungssatzung

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Bauverwaltungsamtes ist in der dieser Niederschrift vor​gehefteten Kurzniederschrift enthalten.



Kenntnis genommen.


e) Kieler Initiative gegen Wohnungsnot

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Amtes für Wohnungsbau und Wohnungswesen ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.



Kenntnis genommen.

6. Anträge der Fraktionen

a) Baumschutzsatzung                                        - Drs. 88 -



Hierzu liegt folgender  Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Die Baumschutzsatzung wird unter Berücksichtigung folgender Kriterien überarbeitet:

a) Grundlage für die schützenden Bäume bildet ein Baumkataster.

b) Nadelbäume werden in der Regel von der Unterschutzstellung ausge​nommen.

c) Antragsverfahren, Ausnahmepraxis usw. sind weniger verwaltungsauf​wendig und bürgerfreundlicher zu gestalten.

d) Kosten werden den Antragstellern nur auferlegt, wenn mit der Maß​nahme ein wirtschaftlicher Vorteil verbunden ist.

2. Dem Oberbürgermeister wird empfohlen, die Baumschutz-Verordnung der Satzung anzupassen.

Durch die Umstellung der Tagesordnung wird dieser Antrag später - bei



Punkt 6. i) - behandelt.

Ratsherr   L ö w n e r   (SPD) beantragt Überweisung in den Umweltaus​schuß.



Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -

b) Elektrifizierung der Bundesbahnstrecke                   - Drs. 121 -



Hamburg-Kiel-Flensburg



Hierzu liegt folgender  Antrag  der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

Der Magistrat wird aufgefordert, sich beim Land Schleswig-Holstein und beim Bundesverkehrsminister mit Nachdruck für Hamburg-Kiel-Flensburg einzusetzen.



Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

c) Stufenweise Anhebung des Philharmonischen                - Drs. 122 -



Orchesters zum A-Orchester



Hierzu liegt folgender  Antrag  der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

Der Magistrat wird aufgefordert, in sofortige Verhandlungen mit dem Land einzutreten, um die Finanzierung einer stufenweisen Vergrößerung des Philharmonischen Orchesters der Landeshauptstadt Kiel zum A-Orchester abzuklären und sicherzustellen.

Ratsherr   B i a l l o w o n s   (SPD) beantragt Überweisung in den Kul​turausschuß.



Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -

d) Ausbildung in der Altenpflege                            - Drs. 123 -


Hierzu liegt folgender  Antrag  der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

Die Verwaltung wird beauftragt, ein Konzept für die Ausbildung von Al​tenpflegerinnen/Altenpflegern vorzulegen, daß organisatorische, rechtli​che und finanzielle Lösungsvorschläge für eine eigenständige Altenpfle​geschule vorsieht. Dieses Konzept soll aufzeigen

- wie die personellen und infrastrukturellen Probleme der bestehenden



Einrichtung gelöst werden können,

- wie die erheblichen freiwilligen Leistungen der Stadt, insbesondere die Zahlung der Ausbildungsvergütung und des Praktikantenentgeldes, auf andere Träger überführt werden können,


- welche Rechtsform für die Schule angestrebt wird,

- wie die erheblichen freiwilligen Leistungen der Stadt, insbesondere die Zahlung der Ausbildungsvergütung und des Praktikantenentgeldes, auf andere Träger überführt werden können.

Zu prüfen ist, inwieweit die Übernahme der Kosten durch das Land Schles​wig-Holstein bzw. die Berücksichtigung der Kosten über die Heimpflege​entgelte möglich ist.

Ratsherr   W i t t   (CDU) und Ratsfrau   K r a b b e n h ö f t   (SPD) beantragen Überweisung in den Sozialausschuß, der die Federführung über​nehmen soll, und in den Personalausschuß.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - einstimmig -

e) Kooperationsverträge über die Müllentsorgung             - Drs. 124 


​der Stadt Kiel mit den benachbarten Landkreisen


Hierzu liegt folgender  Antrag  der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

Der Magistrat wird beauftragt umgehend Verhandlungen mit den Kreisen Plön sowie Rendsburg/Eckernförde und der Stadt Neumünster aufzunehmen mit dem Ziel, die anstehenden Müllentsorgungsprobleme in Form von Koope​rationsverträgen gemeinsam zu lösen. Als Grundlage der Verträge ist ein Kosten- und Zeitrahmen zu erarbeiten für die Errichtung von Abfallwirt​schaftszentren, dezentrale Recyclinghöfe, Humusaufbereitungs- und Kompo​stierungsanlagen, Gewerbemüllsortieranlagen und eine Kunststoffaufberei​tungsanlage, Anlagen zur Bauschuttlagerung und -verwertung.

Im Zuge zukünftiger Standortplanung für Anlagen zur Zwischenlagerung, Verwertung und Ablagerung von Abfällen ist eine Suchraum-Strategie ge​bietsübergreifend mit dem Umland zu realisieren.

Ratsherr   R o g a c k i   (CDU) und Ratsherr   N i e l ä n d e r  


(SPD) beantragen Überweisung in den Umweltausschuß.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -

f) Prüfung eines Disziplinarverfahrens im Zusammenhang      - Drs. 125 


​mit der Opernkreuzfahrt

Hierzu liegt folgender  Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor 

Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel bittet die Kommunalauf​sicht zu prüfen, ob die Versäumnisse, die in dem Abschlußbericht des Sonderausschusses Opernkreuzfahrt dem OB angelastet werden, zur Einlei-

tung eines Disziplinarverfahrens ausreichen. Bei positiver Begutachtung beantragt die Ratsversammlung die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen den OB.

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, den unter Punkt 11. im nichtöffentlichen Teil eingeordneten "Bericht des Sonder​ausschusses zur Untersuchung der Vorgänge bei der Planung und Durchfüh​rung der Opernkreuzfahrt nach Tallinn" - Drs. 137 - und den Antrag der SPD-Ratsfraktion dazu - Drs. 138 - im öffentlichen Teil bei Punkt 6. f) zu behandeln.


Die Vorlagen sind nachgeheftet.


Beschlüsse hierzu: Siehe auf den nachgehefteten Vorlagen.

Beschluß zum Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN - Drs. 125 -:


A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

11.

Betreff: Bericht des Sonderausschusses zur
  - Drs. 137 -




Untersuchung der Vorgänge bei der




Planung und Durchführung der




Opernkreuzfahrt nach Tallinn



Berichterstatter: Ratsherr Wulff

Antrag 1. Die Ratsversammlung nimmt von dem Bericht des Sonderaus​schusses vom 13. Februar 1991 Kenntnis.

       2. Den in dem Bericht getroffenen Feststellungen und der Schlußbemerkung wird zugestimmt.



       3. Der Sonderausschuß wird aufgelöst.



Nachgereichte Vorlage. Dringlichkeit anerkannt.

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist einstimmig beschlossen wor​den, diese Vorlage im öffentlichen Teil zu behandeln.

Hierzu liegt ein als Alternativantrag bezeichneter Antrag der SPD​Ratsfraktion - Drs. 138 - vor, der einvernehmlich als Änderungsan​trag zu Punkt 2. der Drucksache 137 behandelt werden soll.

Ratsherr   D i t t r i c h   (DIE GRÜNEN) beantragt, beide Bewertun​gen und Schlußbemerkungen als Mehrheits- und Minderheitsvotum in den Bericht des Sonderausschusses "Opernkreuzfahrt" aufzunehmen.



Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: A b g e l e h n t






- mit Mehrheit -

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt zunächst über den Ände​rungsantrag der SPD-Ratsfraktion - Drs. 138 - abstimmen.



Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt sodann über die Punkte 1. bis 3. der Drucksache 137 einzeln abstimmen.



Beschluß zu Punkt 1.: Nach Antrag - mit Mehrheit -



Beschluß zu Punkt 2. in der durch den Antrag der SPD-Ratsfraktion



- Drs. 138 - geänderten Fassung:



Nach Antrag - mit Mehrheit -




Beschluß zu Punkt 3.: Nach Antrag - einstimmig -

g) Antrag Kieler Woche 1991                                 - Drs. 126 ​


Hierzu liegt folgender  Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:


Der Antrag ist der Niederschrift als Anlage beigefügt.

Bei Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, bei diesem Punkt auch die Vorlage zu Punkt 36. - Auswirkungen des Golfkrieges auf die Kieler Woche 1991 - Drs. 132 - zu behandeln.

Die Drucksache 132 in der Beschlußfassung des Ausschusses für Kieler Wo​che und Städtefreundschaften und des Magistrats ist mit einer Zusammen​stellung auf den Tisch gelegt worden und diesem Tagesordnungspunkt nach​geheftet. 


Dringlichkeit wurde anerkannt.


Beschluß hierzu: Siehe Drucksache 132.


Beschluß zum Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN - Drs. 126 -:


A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

36. Auswirkungen des Golfkrieges auf die Kieler Woche    - Drs. 132 -

Der Ausschuß für Kieler Woche und Städtefreundschaften und der Magi​strat haben in ihren Sitzungen am 19.02. bzw. 20.02.91 Änderungen zu der og. Vorlage beschlossen.




Diese sind in dem beigefügten Papier handschriftlich vermerkt.

Diese Vorlage ist vorgezogen und bereits bei Punkt 6. g) behandelt worden.




Tischvorlage. Dringlichkeit anerkannt.




Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

h) Resolution für einen sofortigen Waffenstillstand         - Drs. 127 -


am Golf


Hierzu liegt folgender  Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Die Landeshauptstadt Kiel fordert den Irak und die Alliierten auf, einen sofortigen Waffenstillstand ohne Vorbedingungen zu schließen und in Verhandlungen darüber einzutreten, wie der Abzug des Irak aus Kuwait und die Lösung der anderen offenen völkerrechtlichen Fragen im Nahen Osten bewerkstelligt werden können.

2. Die Landeshauptstadt Kiel fordert die Bundesregierung auf, weder

durch finanzielle noch durch militärische Beteiligungen am Golfkrieg zur weiteren Eskalation beizutragen, sondern ihr Gewicht einzusetzen, politische Lösungen für die Konflikte in der Region zu finden.


Beschluß:  A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

i) Fragebogen zur sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz     - Drs. 1 -


Hierzu liegt folgender  Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung fordert die Gleichstellungsbeauftragte auf, Ziffer 4 des Fragebogens zur sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz mit der Frage "Kennen Sie Kolleginnen, die am Arbeitsplatz von Kollegen angemacht wur​den?" nicht auszuwerten.

Die Beratung dieses Tagesordnungspunktes ist vorgezogen worden. Er wird


zu Beginn des Punktes "Anträge der Fraktionen" behandelt.

Hierzu liegt ein als Alternativantrag bezeichneter Antrag der Ratsfrak​tion DIE GRÜNEN - Drs. 153 - vor, der diesem Tagesordnungspunkt nachge​heftet ist.

In einer Geschäftsordnungsdebatte bestehen unterschiedliche Auffassun​gen, ob der Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN als Alternativantrag oder als eigenständiger Antrag zu behandeln ist.


Auf Empfehlung des Rechtsamtes und auf Antrag von Stadtrat



R a u p a c h   (SPD) entscheidet Stadtpräsidentin


R e y e r   (SPD), den Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN als eigen​ständigen Antrag zu behandeln.

Die Gleichstellungsbeauftragte, Frau Jutta   S c h ü m a n n  , und Frau Eda   J ü r g e n s e n, als Vertreterin des Personalrates, erhalten im Verlauf der Debatte Gelegenheit zu Stellungnahmen.

Frau Schümann verteilt "Fallbeispiele zur sexuellen Belästigung am Ar​beitsplatz aus der Beratungspraxis der Gleichstellungsstelle Kiel". Die​ses Papier ist diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet.


Beschluß über den Antrag der CDU-Ratsfraktion - Drs. 1 -:

Nach Antrag - mit Mehrheit - bei 6 Gegenstimmen und ohne Enthaltungen. Beschluß über den Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN - Drs. 153 -: Nach Antrag - mit Mehrheit -

j) Nachwahl im Schul- und im Vertriebenenausschuß


Hierzu liegt folgender  Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

1. Für das ausgeschiedene stellvertretende Mitglied im Schulausschuß




Rolf Johanning wird 

Ratsfrau Uschi Schuckenböhmer als stellvertretendes Mitglied in den Schulausschuß gewählt.

2. Für das ausgeschiedene stellvertretende Mitglied im Vertriebenenaus-




schuß Rolf Johanning wird 

Ratsfrau Uschu Schuckenböhmer als stellvertretendes Mitglied in den Vertriebenenausschuß gewählt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

k) Nachwahl eines bürgerlichen Mitgliedes im Wirtschaftsausschuß


Hierzu liegt folgender  Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:


Für das ausgeschiedene bürgerliche Mitglied im Wirtschaftsausschuß 


Jörg Rüdel wird 


Herr Andreas Schulz, Eckernförder Str. 21, 2300 Kiel 1


als bürgerliches Mitglied in den Wirtschaftsausschuß gewählt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

l) Nachwahl im Ortsbeirat Ravensberg/Brunswik/Düsternbrook



Hierzu liegt folgender  Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:



Für das ausscheidende Mitglied im og. Ortsbeirat



Frau Silvia Puck, Knooper Weg 179, 2300 Kiel 1, wird

Frau Ursula Vauk, Ahlmannstraße 24, 2300 Kiel 1, gewählt.



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

7.  Betreff: Bebauungsplan Nr. 828 für das Baugebiet            - Drs. 89 




​Kiel-Mitte, zwischen Schwanenweg und

Schloßgarten, westlich Düsternbrooker Weg, östlich Hegewischstraße und Chirurgische Universitätskliniken sowie Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 467 (Aufstellungsbeschluß)

Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Ing. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Mitte, zwischen Schwanenweg und Schloßgar-

ten, westlich Düsternbrooker Weg, östlich Hegewischstraße und Chir​urgische Universitätskliniken wird der Bebauungsplan Nr. 828 aufge​stellt. Das Gebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekenn​zeichnet.

Gleichzeitig wird der Bebauungsplan Nr. 467 für das Baugebiet Kiel​Mitte, Brunswiker Straße, Feldstraße, Schwesterngang, Schwanenweg, Düsternbrooker Weg, teilweise aufgehoben. Der Bereich der Teilauf​hebung des B-Planes Nr. 467 ist identisch mit dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 828.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

8.  Betreff: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 455            - Drs. 90 -





für das Baugebiet Kiel-Mitte, Alter Markt





(Markt), Dänische Straße, Burgstraße,





Eggerstedtstraße (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: a) Der Satzungsbeschhluß der Ratsversammlung vom 17./18.05.1990 für die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 455 mit dem Baugebiet Kiel-Mitte, Alter Markt (Markt), Dänische Straße, Burgstraße, Eggerstedtstraße, wird aufgehoben.

b) Für das Baugebiet Kiel-Mitte, Alter Markt (Markt), Dänische Straße, Burgstraße, Eggerstedtstraße, wird die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 455 entsprechend dem in der Sitzung aushän​genden Plan als Satzung beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

9.  Betreff: Sanierungsgebiet Kiel-Gaarden II - SAG II -        - Drs. 91 ​




Aufgabe der bisherigen Sanierungsabsichten





für den Teilbereich Diedrichstraße


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge


Antrag: I.  Die Absicht, das Gewerbegebiet beidseitig der verlängerten

Diedrichstraße als Ersatzgelände für sanierungsverdrängte Ge​werbebetriebe vorrangig aus dem Bereich der Pickertkaserne vor​zuhalten und als Sanierungsgebiet SAG II förmlich festzulegen, wird aufgegeben.

II. Die von Bund und Land nach der Beschlußfassung des Bauausschus​ses vom 01.03.1979 über die vorbereitenden Untersuchungen vorab für den Grunderwerb sowie verschiedene Ordnungsmaßnahmen für den Teilbereich Diedrichstraße bewilligten anteiligen Städte​bauförderungsmittel in Höhe von 712.854,44 DM werden zurückge​geben.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

10. Betreff: Umstufung von Straße                               - Drs. 92 


​hier: Teilfläche Julienluster Weg


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Der Julienluster Weg wird im Bereich zwischen der Melsdorfer Straße und dem Georg-Feydt-Weg gemäß § 7 Abs.  4 des Straßen- und Wegege​setzes des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fassung vom

30. Januar 1979 (GVOBl. Schl.-H. S. 163), geändert durch Gesetz vom 21. März 1989 (GVOBl. Schl.-H. S. 44) von der Gemeindestraße nach

§ 3 Abs. 1 Nr. 3 a) StrWG zur sonstigen öffentlichen Straße - Wald​weg - nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 a) StrWG umgestuft.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

11. Betreff: Einziehung eines Abschnitts der                    - Drs. 93 ​



Herzog-Friedrich-Straße


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die Straßeaufsichtsbehörde wird gebeten, den Abschnitt der Herzog​Friedrich-Straße zwischen Weberstraße und Schülperbaum gemäß §  8 Abs. 1 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fassung vom 30. Januar 1979 (GVOBl. Schl.-H.

S. 163), geändert durch Gesetz vom 21. März 1989 (GVOBl. Schl.-H. S. 44) für den öffentlichen Verkehr einzuziehen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

12. Betreff: Außerplanmäßige Ausgabe bei der Haushalts-         - Drs. 96 



​stelle 602.625 - Tiefbauamt;




Kosten für Hafenentwicklungsplanung


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Bei der neueinzurichtenden Haushaltsstelle 602.625 - Tiefbauamt;

Kosten für Hafenentwicklungsplanung - wird einer außerplanmäßigen Ausgabe von 100.000,-- DM zugestimmt.



Die Ausgabe wird gedeckt.

Der Antrag in der Vorlage wird dahingehend ergänzt, daß die Ausgabe "durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle Parkgebühren" ge​deckt wird.


Beschluß einschließlich der Ergänzung: Nach Antrag - einstimmig -

13. Betreff: Erneuerung von Schmutz- und Regenwasserkanälen     - Drs. 130 -



in der Hansastraße zwischen Ahlmann- und Bremer-



straße


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge


Antrag:
1. Der Kostenanschlag für die o. a. Kanalbaumaßnahme vom 16.03.1989

über 1.310.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 700.100.951, fest​gestellt am 13.04.1989, wird aufgehoben.



2. Der vom Tiefbauamt, Abt. Stadtentwässerung, neu aufgestellte Ko-

stenanschlage vom 23.11.1990 in Höhe von 1.730.000,-- DM wird gemäß § 10 (3) c) der Richtlinien für die Vorbereitung, Durch​führung und Abrechnung von Baumaßnahmen der Landeshauptstadt Kiel (Baumittelrichtlinien) genehmigt und festgestellt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff: Grundsätze für die Aufstellung des Stellenplanes   - Drs. 72 -


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer


Antrag:
1.  Ab dem Stellenplan 1992 dürfen neue, unabweisbar notwendige

Planstellen grundsätzlich nur eingerichtet werden



1.1 zur Erfüllung zwingender gesetzlicher Vorschriften oder tarif-





licher Vereinbarungen,



1.2 für neue von der Ratsversammlung konkret beschlossene Aufgaben,

Aufgabenerweiterungen oder Einrichtungen; in den entsprechenden Beschlußvorlagen sind auch die erforderlichen personellen Fol​gekosten zu nennen,



1.3 bei erheblicher Arbeitsvermehrung, die durch andere Maßnahmen





nicht mehr aufgefangen werden kann,





wenn



1.4 entweder in gleichem Umfang andere Planstellen gestrichen wer-





den oder



1.5 eine überwiegende Kostenneutralität nachgewiesen wird; der Grad

der Kostendeckung ist in den entsprechenden Beschlußvorlagen detailliert darzulegen.

Ausgenommen von diesen Kriterien ist lediglich die Einrichtung von Ausbildungsplanstellen in unabweisbar notwendigem Umfang.



2.  Stellenplananträge sind beim Hauptamt bis zum 31.05. des jewei-





ligen Jahres einzureichen.

Das Hauptamt kann Anträge, die erst nach diesem Zeitpunkt ein​gehen, unbearbeitet zurückgeben.



3.  Die vorgenannten Kriterien gelten auch für die Hafen- und Ver-

kehrsbetriebe und das Städtische Krankenhaus, wobei im Städti​schen Krankenhaus die Kostenneutralität in der Regel bereits über die von den Sozialleistungsträgern übernommene Finanzie​rung nachgewiesen wird.



4.  Ab 1991 wird grundsätzlich nur noch ein Stellenplan je Haus-





haltsjahr verabschiedet.

Eine Ausnahme hiervon ist nur für 1991 vorgesehen, wenn im Ein​zelfall

- die Ratsversammlung im laufenden Haushaltsjahr neue Aufgaben, eine Erweiterung bestehender Aufgaben oder neue Einrichtungen beschließt oder

- neue oder erweiterte gesetzliche Aufgaben auf die Landes​hauptstadt Kiel übertragen werden

und dadurch kurzfristig zusätzliche Planstellen erforderlich werden.

Ab 1992 können als Vorgriffsregelunge nur in den og. Fällen freie vorhandene Planstellen vorübergehend in Anspruch genommen werden, wenn die Ratsversammlung beschließt, hierfür im näch​sten Stellenplan entsprechende neue Planstellen einzurichten; Ziffer 1.4 und 1.5 gelten entsprechend.

Zuständig für die Verfahrensvorbereitung von Vorgriffsregelun​gen ist das Hauptamt.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

15. Betreff: Verwaltungsrat der Sparkasse Kiel                  - Drs. 73 -




- Nachwahl eines sachkundigen Mitgliedes -


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag: Als sachkundiges Mitglied des Verwaltungsrates der Sparkasse Kiel



wird gewählt:



Herr Lothar Franz, Schoolkamp 54, 2300 Kiel 14

Hierzu liegt ein Antrag der SPD-Ratsfraktion - Drs. 150 - mit dem Namens​vorschlag - Herr Lothar Franz - vor. Dieser Antrag ist diesem Tagesord​nungspunkt nachgeheftet.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) schlägt Ratsherrn Arwed Dittrich vor.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt alternativ über die vorliegenden Namensvorschläge abstimmen.


Ratsherr Dittrich erhält 5 Stimmen.


Die übrigen Stimmen - mehr als die Hälfte der gesetzlichen Zahl der Rats-


mitglieder - entfallen auf Herrn Lothar Franz.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt fest, daß damit Herr Lothar Franz als sachkundiges Mitglied in den Verwaltungsrat der Sparkasse Kiel gewählt worden ist.

16. Betreff: Nachfolge für Bürgermeister                        - Drs. 74 -




a. D. Wolfgang Hochheim in Gremien des




Städtetages u. a. Organisationen


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag: Dem Deutschen Städtetag, Landesverband Schleswig-Holstein, wird



vorgeschlagen, als neues Mitglied für



1. den Vorstand des Deutschen Städtetages,



2. den Finanzausschuß des Deutschen Städtetages und



3. den Ausschuß für den Kommunalen Investitionsfonds



Herrn Bürgermeister Dr. jur. Heinrich Möllenhoff zu benennen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff: Wahl eines Schiedsmannes                           - Drs. 71 -


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag: Für die Dauer von fünf Jahren wird im Bezirk Holtenau (18) zum



Schiedsmann gewählt:



Holger Balbiersky, Westenhofstr. 8, 2300 Kiel 17


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

18. Betreff: 26. ordentliche Hauptversammlung des Deutschen     - Dr. 82 ​



Städtetages 1991


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag: Für die 26. ordentliche Hauptversammlung des Deutschen Städtetages vom 4. Juni (16.30 Uhr) bis 6. Juni 1991 in Hannover werden be​nannt:



a. als stimmberechtigte Abgeordnete:





1. Stadträtin Waltraut Siebke (SPD)





2. Ratsherr Jürgen Gebhardt (CDU)



b. als Gäste





Ratsherr Heinrich Josef Sonderfeld (SPD)





Ratsherr Johannes Wunder (CDU)





Begl. Mitglied Niels Ahsbahs (DIE GRÜNEN)





Ratsherr Volker Platz (F.D.P.)

Hierzu liegen Anträge der SPD-Ratsfraktion - Drs. 151 - und der CDU-Rats​fraktion - Drs. 154 - mit den Namenvorschlägen vor. Diese Anträge sind die​sem Tagesordnungspunkt nachgeheftet.


Ratsherr

V o i g t   (DIE GRÜNEN) schlägt als weiteren Gast bürgerliches


Ausschußmitglied Niels Ahsbahs (DIE GRÜNEN) vor.


Ratsfrau

A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) schlägt als Gast


Ratsherr Volker Plath vor.


Beschluß über alle vorgelegten Namensvorschläge: Nach Antrag - einstimmig -


Die Namensvorschläge sind in die Ursprungsvorlage eingearbeitet.

19. Betreff: Notarztwagendienst der Landeshauptstadt Kiel       - Drs. 83 



​hier: Beteiligung von Notärzten der Abteilung

Anästhesiologie des Klinikums der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel


Berichterstatter: Stadtrat Moriz

Antrag: Der als Anlage beigefügten Vereinbarung zwischen der Landeshaupt-

stadt Kiel, Feuerwehr, und der Abteilung Anästhesiologie des Klini​kums der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel über die Teilnahme von Notärzten der Abteilung Anästesiologie des Klinikums der Chri​stian-Albrechts-Universität zu Kiel am Notarztwagendienst der Lan​deshauptstadt Kiel wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

20. Betreff: Zustimmung zur Wahl des Wehrführers der            - Drs. 80 



​Freiwilligen Feuerwehr Kiel-Russee


Berichterstatter: Stadtrat Moriz

Antrag: Der Wahl des Hauptbrandmeisters Klaus Block, geb. am 29.12.1935 in Wittmoldt/Ksreis Plön, wohnhaft Rendsburger Landstraße 419 a,

2300 Kiel 1, zum Wehrführer der Freiwilligen Feuerwehr Kiel-Russee wird - vorbehaltlich der Bestätigung durch den Oberbürgermeister ​zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff: Kriegsopferfürsorge im eigenen Zuständigkeits-     - Drs. 85 



​bereich - Überplanmäßige Ausgabe gemäß § 82 GO für





das Haushaltsjahr 1990 -


Berichterstatter: Stadtrat Raupach


Antrag: Der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von

257.400,00 DM bei der Haushaltsstelle 44.75 - Leistungen an Kriegs​opfer und ähnliche Anspruchsberechtigte - wird gemäß § 82 (2) GO zugestimmt. Die Mehrausgabe wird durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 44.160 - Erstattung der Kriegsopfer​leistungen von Bund - gedeckt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

22. Betreff: Pflege und Unterhaltung von Kraftfahrzeugen        - Drs. 86 -




- Genehmigung einer Eilentscheidung des





Magistrats -


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag: Folgende Eilentscheidung nach § 82 Abs. 1 GO des Magistrats wird



genehmigt.

Zugestimmt wird der Leistung einer sofortigen überplanmäßigen Aus​gabe in Höhe von 35.000,-- DM bei der HHSt. 771.550 - Pflege und Unterhaltung von Kraftfahrzeugen -.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen bei der

HHSt. 771.115 - Arbeitsentgelte -                   15.000,-- DM und Minderausgaben bei der



HHSt. 72.675 - An öffentliche Unternehmen -         20.000,-- DM.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

23. Betreff: Genehmigung von Entscheidungen des Oberbürger-     - Drs. 98 



​meisters gemäß § 82 GO


Berichterstatter: Oberbürgermeister/Bürgermeister

Antrag: Den in der anliegenden Liste aufgeführten Entscheidungen gemäß



§ 82 GO in Höhe von insgesamt 159.829,75 DM wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

24. Betreff: Neuregelung des Schullastenausgleichs


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag: 1. Die Neuregelung des Schullastenausgleichs für allgemeinbildende Schulen zum 1. Januar 1991 wird im Verhältnis zum Kieler Umland grundsätzlich angewandt. Bestehende Schulverhältnisse bleiben unberührt.

2. Folgende generelle Zustimmung der Landeshauptstadt Kiel für Auf​nahmen in Schulen des Umlandes gilt bis auf weiteres fort:

2.1 Schülerinnen und Schüler aus dem Ortsteil Oppendorf in Neu​mühlen/Dietrichsdorf können auch Schulen in Schönkirchen wählen.

2.2 Schülerinnen und Schüler, die westlich der Eckernförder Straße im Stadtteil Suchsdorf wohnen, können auch die Real​schule Kronshagen wählen.

2.3.1 Schülerinnen und Schüler aus Suchsdorf können sich auch im Gymnasium Kronshagen anmelden.

2.3.2 Schülerinnen und Schüler aus dem Stadtteil nördlich des Kanals können sich auch im Gymnasium Altenholz anmelden.

3. Schulkostenbeiträge werden für alle entstehenden Schulverhält​nisse übernommen.

Hierzu sind neue Anlagen 2 und 3 auf den Tisch gelegt worden, die Bestand​teil dieser Niederschrift sind.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff: Ausschluß der Öffentlichkeit im
  - Drs. 110 -




Schulleiterwahlausschuß


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag: Die Sitzungen des Schulleiterwahlausschusses finden unter Ausschluß der Öffentlichkeit statt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

Betreff: Herrichtung und Ausstattung von Klassenräumen      - Drs. 111 -




in den Schulen am Göteborgring;




hier: Außerplanmäßige Ausgabe


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer


Antrag: Folgenden außerplanmäßigen Ausgaben wird zugestimmt:

a) 21.180.941  - Herrichtung von zwei Klassenräumen








in den Schulen am Göteborgring -    29.500 DM

b) 21.180.9353 - Inventar für zwei Klassen und








zur Schaffung von vier Gruppen-








räumen in den Schulen am Göteborg-








ring -
        32.500 DM









zus.    62.000 DM


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

27. Betreff: Schulentwicklungsplan für die allgemein-           - Drs. 112 




​bildenden Schulen


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag: 1. Für die allgemeinbildenden Schulen wird ein Schulentwicklungs-

plan erstellt. Der Plan soll auf der Grundlage einer aktuellen regionalisierten Bevölkerungsprognose und Strukturdaten des Lan​des für Schulentwicklungsplanung erstellt werden.

2. Weitere Vorgaben als politische Zielsetzungen werden gesondert beschlossen.

3. Das Amt für Stadtentwicklung, Statistik und Wahlen wird beauf​tragt, umgehend eine aktualisierte und regionalisierte Bevölke​rungsprognose als Grundlage für die Schulentwicklungsplanung zu erarbeiten.

4. Die Erarbeitung des Schulentwicklungsplanes erfolgt durch das Amt für Schulwesen, ggf. unter Hinzuziehung externer Gutachten.


Zu dieser Vorlage ist eine neue Seite 1 auf den Tisch gelegt worden, die


Bestandteil dieser Niederschrift ist.


Ratsfrau

H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) stellt folgenden Än-


derungsantrag:


"1) Punkt 2 wird ersetzt durch die im Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN




vom 02.11.90 unter a) aufgeführten Punkte.

2) zu Punkt 3 (neu): "Diese bildungspolitischen Zielsetzungen werden als Umfrage an die betroffenen Schulen weitergegeben."



3) Punkt 3 (alt) wird zu Punkt 4



4) Punkt 5 (neu): Der erste Satz wird ergänzt durch:

'Das Amt bemüht sich, für die Schulentwicklungsplanung externen wissen​schaftlichen Beistand hinzuzuziehen. Damit diese Unterstützung zu kon​kreten Handlungsmöglichkeiten führt, wird ein Kooperationsprojekt mit der PH Kiel angestrebt.'"

Beschluß über den Änderungsantrag:  A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

Beschluß über die Drucksache 112 einschließlich der geänderten Seite 1:


Nach Antrag - mit Mehrheit -

28. Betreff: Änderung der Entgeltsordnung für das Bergschul-    - Drs. 113 ​




heim St. Andreasberg


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag: Der als Anlage beigefügte 9. Nachtrag zur Entgeltsordnung für das Bergschulheim St. Andreasberg vom 12. Nov. 1970 wird genehmigt.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

29. Betreff: Änderung der Gebührensatzung für die Stadt-        - Drs. 114 




​bücherei der Landeshauptstadt Kiel vom






28.10.1982


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag: Der beigefügten 5. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung für die Stadtbücherei der Landeshauptstadt Kiel wird zugestimmt.

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) teilt mit, daß die 5. Nachtragssatzung im Artikel II wie folgt zu ergänzen ist:

Diese Nachtragssatzung tritt am "Tage nach der Bekanntmachung" in Kraft.

Beschluß einschließlich der Ergänzung: Nach Antrag - mit Mehrheit -

30. Betreff: Änderung der Benutzungs- und Entgeltsordnung für   - Drs. 115 ​



die Überlassung von Schulräumen, Turn- und Sport-




hallen


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag: Der als Anlage beigefügte 1. Nachtrag zur Benutzungs- und Entgelts​ordnung der Landeshauptstadt Kiel für die Überlassung von Schulräu​men, Turn- und Sporthallen vom 30. März 1987 wird genehmigt.


Beschlu: Nach Antrag - mit Mehrheit -

31. Betreff: Änderung der Entgelts- und Benutzungsordnung       - Drs. 116 ​



der Stadtbildstelle der Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag: Der anliegenden Entgelts- und Benutzungsordnung für die Stadtbild​stelle der Landeshauptstadt Kiel wird zugestimmt.

Hierzu ist eine neue Seite 1 auf den Tisch gelegt worden, die Bestandteil


dieser Niederschrift ist.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

32. Betreff: Genehmigung einer AB-Maßnahme


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag: Zugestimmt wird einem Modellversuch "Vormittagsbetreuung an Grund​schulen" an der Hermann-Löns-Schule und an der Jahnschule im Schul​jahr 1991/92 im Rahmen einer AB-Maßnahme.

Hierzu ist neue Anlage 2 auf den Tisch gelegt worden, die Bestandteil die​ser Niederschrift ist.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

33. Betreff: Änderung des Gesellschaftsvertrages der VVK        - Drs. 118 -


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterver​sammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschafterversammlung folgendem Beschluß zuzustimmen:



"§ 8 Abs. 6 Satz 2 des Gesellschaftsvertrages wird gestrichen."


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

34. Betreff: 1. Nachtragssatzung zur Flohmarktsatzung der       - Drs. 119 ​Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter: Stadträtin Lentz

Antrag: Die 1. Nachtragssatzung zur Flohmarktsatzung der Landeshauptstadt



Kiel - Anlage - wird beschlossen.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

35. Betreff: Einrichtung eines Sozialzentrums Kiel-Nord         - Drs. 128 -


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag: Das Hochbauamt wird beauftragt, entsprechend der städtischen Bau​mittelrichtlinien und auf der Grundlage des vom Sozialausschuß am 31.01.1991 beschlossenen Raumprogramms für die Errichtung eines Neubaues in Kiel-Nord auf dem stadteigenen Grundstück Holtenauer Straße 263/S265 die Bauunterlagen zu erstellen.


Im Magistrat zurückgestellt.


Diese Vorlage steht heute nicht zur Beratung an.

36. Auswirkungen des Golfkrieges auf die Kieler Woche           - Drs. 132 -

Diese Vorlage ist bereits bei Punkt 6. g) - Kieler Woche 1991 - Drs. 126 ​behandelt worden.


Vorlage und Beschlüsse siehe bei Punkt 6. g).

Betreff: Bestimmungen über die Verleihung des               - Drs. 133 -




Umweltpreises der Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag: Dem beigefügten Entwurf über die Bestimmungen über die Verleihung des Umweltpreises der Landeshauptstadt Kiel wir zugestimmt.


Im Magistrat zurückgestellt.


Diese Vorlage steht heute nicht zur Beratung an.

38. Betreff: Kieler Hafengebühren-Satzung                       - Drs. 134 



​Kieler Hafenentgelts-Ordnung


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Alternativantrag 1: a) Die zu erhebende Saisonliegepauschale in den Kieler Sportboothäfen wird von z. Z. 34,-- DM/m  mit Wir​kung zum 01.03.1991 auf 39,70 DM/m  angehoben. Die übrigen Tarifstellen werden nach dem Ergebnis der beigefügten "Systemkalkulationqn" (Anlagen 1 und 2) ebenfalls entsprechend korrigiert.

b) Den beigefügten Entwürfen der 2. Nachtragssatzung zur Kieler Hafengebühren-Satzung (Anlage 3) sowie der 1. Nachtragsordnung zur Kieler Hafenentgelts​Ordnung (Anlage 4) wird zugestimmt.


Alternativantrag 2: a) Die zu erhebende Saisonliegepauschale in den Kieler

Sportboothäfen wird von z. Z. 34,-- DM/m  innerhalb der nächsten drei Jahre, erstmals zum 01.03.1991, in gleichförmigen Schritten von jeweils 2,-- DM/m  an​gehoben. Sie wird im Wirtschaftsjahr 1993 somit 40,-- DM/m  betragen.

b) Den beigefügten Entwürfen der 2. Nachtragssatzung zur Kieler Hafengebühren-Satzung (Anlage 5) sowie der 1. Nachtragsordnung zur Kieler Hafenentgelts​Ordnung (Anlage 6) wird zugestimmt.

Alternativantrag 3: a) Das Ergebnis der "Systemkalkulationen" (Anlage 1






und 2) wird zur Kenntnis genommen. 

Abweichend von dem Beschluß der Ratsversammlung vom 14.12.1984 (Anlage 7) werden die Sporthafentarife der Landeshauptstadt Kiel jedoch auch im Wirt​schaftsjahr 1991 weiterhin konstant gehalten.

b) Die Kieler Hafengebühren-Satzung sowie die Kieler Hafenentgelts-Ordnung bleiben insofern in ihren je​weils geltenden Fassungen unverändert in Kraft.


Nachgereichtes Material. Dringlichkeit anerkannt.

Diese Vorlage ist nach Punkt 39. - Änderung der Verwaltungsform der Kieler Sportboothäfen - behandelt worden.

Stadtrat  Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) teilt mit, daß aufgrund der Be​schlußfassung im Wirtschaftsausschuß und im Magistrat nur der Alternativan​trag 2 zur Beratung und Beschlußfassung ansteht.

Beschluß über den Alternativantrag 2: Nach Antrag - mit Mehrheit -

39. Betreff: Änderung der Verwaltungsform der Kieler            - Drs. 135 ​Sportboothäfen


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Einer Änderung der Verwaltungsform der Kieler Sportboothäfen wird



nicht zugestimmt.


Nachgereichtes Material. Dringlichkeit anerkannt.

Diese Vorlage ist vor Punkt 38. Kieler Hafengebühren-Satzung Kieler Hafen​entgeltsordnung beraten worden.

Während der Beratung und der Beschlußfassung verläßt Stadtrat Diesel den


Saal.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

40. Kleine Anfragen


Es liegen keine Kleinen Anfragen vor.

41. Große Anfragen


Es liegen keine Großen Anfragen vor.

42. Verschiedenes


Es liegen keine Wortmeldungen vor.
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